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Optimierung der politischen Steuerung der Einrichtungen des LVR-Klinikverbundes
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2. TEIL:  Darstellung der aktuellen und zukünftigen Zuständigkeiten der

   politischen Gremien zur Steuerung des LVR-Klinikverbundes

1. TEIL:  Einführung
A.
Ausgangslage: Aussagen des BDO-Gutachtens zur politischen 

Steuerung

  Im BDO-Gutachten (Band 1, Kap. 7) werden die politischen Steuerungsstrukturen des LVR bezogen auf seine Kliniken analysiert. In den zusammenfassenden Feststellungen führt der Gutachter folgende Schlüsselfaktoren auf, die sowohl die verwaltungsseitige wie auch die politische Verantwortungswahrnehmung kennzeichnen müssen, die BDO bei den LVR-Kliniken als nicht gegeben ansieht (S. 271, Zitat):

· kurze Entscheidungswege

· schlanke Strukturen

· schnelles Agieren am Markt und im Wettbewerbsumfeld

· klare Zuständigkeits- und Verantwortungsbereiche.
„Um als ein wettbewerbsfähiges Unternehmen am Markt agieren zu können, muss der LVR in seinen Entscheidungen schneller werden. Dies kann u. E. dadurch erreicht werden, dass die in Entscheidungen einbezogenen Ebenen und Instanzen auf ein sinnvolles Maß reduziert werden.“

Für die Verwaltung wurden im Herbst 2008 neue Strukturen beschlossen, die aktuell in den entsprechenden Regelwerken umgesetzt werden.
B.
Zielsetzung und Leitlinien der Optimierung

Die mit der Optimierung der politischen Steuerung der LVR-Kliniken vorrangig zu erreichenden Ziele - Beschleunigung der Entscheidungen und Schaffung klarer  Verantwortlichkeiten - müssen mit der Rechtsform des Eigenbetriebs kompatibel sein, die bestimmte Grenzen setzt. Gleichwohl hat sich die notwendige Neugestaltung der politischen Zuständigkeiten soweit wie möglich an den folgenden Leitlinien ausrichten:

· Bündelung politischer Verantwortlichkeit und Konzentration auf grundsätzliche qualitative, struktu​relle und finanzielle Ziel- und Rahmenvorgaben sowie auf wichtige Personalentscheidungen; so kann der hohen Komplexität der zur Entscheidung anstehenden Sachverhalte mit der notwendigen Kompetenz begegnet und der hohen Dynamik der Umfeldbedingungen in vertretbarer Zeit Rechnung getragen werden.
· Rückzug der politischen Gremien aus der (Mit-)Gestaltung des operativen Geschäfts der Kliniken, das im Zuge der angestrebten Verantwortungs​klarheit vollständig vom Klinikvorstand verantwortet werden soll. Der Klinikvorstand wird hinsichtlich seiner Verantwortungswahrnehmung und der Zielerreichung von der Trägerzentrale des Klinikverbundes mit erprobten Management – und Steuerungsinstrumentarien (strategisches und operatives Controlling, Zielvereinbarungen, dem System der BSC) controllt, bewertet und sanktioniert. 

· Klare Abgrenzung der Steuerungs-, Aufsichts- und Kontrollfunktionen von Politik und Verwaltung
· Verkürzung der Beratungsfolge in den politischen Gremien.
C.
Umfassender Anspruch des LVR zur Gestaltung der psychosozialen

Versorgung im Rheinland

Der LVR hat den Anspruch, die psychiatrisch – psychosozialen Versorgungsstrukturen im Verbandsgebiet in ihrer Gesamtheit weiterzuentwickeln. Dieser inhaltliche Gestaltungsanspruch reicht über die Prägung der stationären psychiatrischen Versorgungslandschaft hinaus in ambulante, teilstationäre und komplementäre Angebotsbereiche hinein, z. B. durch die Förderung Sozialpsychiatrischer Zentren (SPZ).
Mit diesem Anspruch ist das Aufgabenfeld des Landschaftsverbands im Geschäftsfeld „Gesundheit“ erheblich umfassender als das vergleichbarer Träger psychiatrischer Krankenhäuser mit Pflichtversorgungsauftrag.
Damit sollen zum einen einheitliche, übergreifende Versorgungsaspekte für das gesamte Verbandsgebiet etabliert werden, zum anderen ist damit die Möglichkeit verbunden, die  lokalen Gegebenheiten in den Städten und Kreisen bei der konkreten Ausgestaltung zu berücksichtigen. Wesentlich ist dabei die Einbeziehung der und Vernetzung mit den Partnerinnen und Partnern der psychosozialen gemeindlichen Verbünde der Kommunen.

D.
Ausgestaltung der optimierten politischen Steuerung

Die politische Steuerung soll so ausgestaltet sein, dass die gemeindenah ausgerichtete, psychiatrisch-psychosoziale Versorgung der Bevölkerung möglichst effektiv,  orientiert am größtmöglichen Patientennutzen sichergestellt wird. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die klinikübergreifenden, z.T. rheinlandweiten Aufgaben als auch auf die klinikbezogenen  Aufgabenfelder des Krankenhausträgers LVR.

Um den Effizienzanforderungen in einem zukünftigen optimierten Modell gerecht zu werden, ist die klare Trennung von politischer Steuerung und betrieblicher, operativer Umsetzung erforderlich. Politische Steuerung äußert sich nach diesem Verständnis in Form von

· Rahmenvorgaben, die für die Entwicklung der Krankenhäuser des LVR prägend und das betriebliche Geschehen verbindlich sind; 
· Zielvorgaben mit mittelfristigem Zeithorizont (von 1 Jahr bis langfristig) an den Direktor des LVR, der nach § 17 LVerbO grundsätzlich Adressat sämtlicher politischen Beschlüsse ist und konsequenterweise auch Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten des LVR, auch der Kliniken; 

· Einzelentscheidung(en) in definierten, wichtigen betrieblichen Entscheidungs-feldern (Besetzung von Klinikvorständen etc.).

Die Aufgabe des LVR-Direktors ist es, die Entwicklung des Klinikverbundes als Ganzes und das Handeln der einzelnen Kliniken an den politischen Rahmen- und Zielvorgaben auszurichten und sich für das Ergebnis periodisch (z. B. jährlich) vor den politischen Gremien zu verantworten; dabei hat er die gängigen Instrumente der unternehmerischen Steuerung (z.B. Zielvorgaben an und Kontrolle der Klinikvorstände) einzusetzen.

E.
Modell einer optimierten politischen Steuerung

I. Grundstruktur


Neben den nach den einschlägigen Gesetzen und Verordnungen verpflichtenden Zuständigkeiten der Landschaftsversammlung,  des Landschaftsausschusses und die nach 
§ 13 Abs. 1 LVerbO verpflichtend einzurichtenden Fachausschüsse (z.B. Finanzausschuss/Gesundheitsausschuss) soll die politischen Steuerung im wesentlichen durch folgende Ausschüsse erfolgen; dazu werden

 Gesundheitsausschuss  - abgekürzt GA –

und zusätzlich, mit davon klar abgegrenzten Funktionen

 Krankenhausausschüsse - abgekürzt KHA –

gebildet. 

Mit Ausnahme der verpflichtend der Landschaftsversammlung, dem Landschaftsausschuss und dem Finanzausschuss zur Entscheidung zugeordneten Aufgaben sollen möglichst alle steuernden Beschlüsse für den Geschäftsbereich „Gesundheit“ durch die o. g. Gremien gebündelt wahrgenommen werden.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit zur Einsetzung von Kommissionen (§ 35 GeschOLVers, § 25 ZuVerfO, § 5 Hauptsatzung), z. B. einer „Kommission Forensik“ oder Projektkommissionen (§ 4 ZuVerfO), z. B. einer „Kommission Zukunftssicherung der LVR-Kliniken“.

II. Gesundheitsausschuss - GA

Der GA fungiert als der die Gesundheitspolitik des LVR in allen grundsätzlichen Angelegenheiten steuernder Ausschuss. Insofern ist er auch für die Formulierung der gesundheitspolitischen Zielsetzungen des Klinikverbundes bzw. der Kliniken zuständig. Ihm obliegt gleichzeitig die Verantwortung für die Gewährleistung gleichmäßig hoher qualitativer psychosozialer Versorgungsstrukturen und -standards im Rheinland.  

III. 
Krankenhausausschuss – KHA; Krankenhausausschüsse - KHAe

Die Krankenhausausschüsse sind Fachausschüsse, die gleichzeitig Aufgaben der Betriebsausschüsse für die LVR-Kliniken, die Krankenhauszentralwäscherei und den Servicebetrieb Viersen entsprechend der Gemeindekrankenhausbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GemKHBV) und der Eigenbetriebsver-ordnung (EigVO) des Landes Nordrhein-Westfalen   wahrnehmen.

Soweit sie nicht zu den Geschäften der laufenden Betriebsführung gehören, sind den KHAen solche Angelegenheiten zur Entscheidung übertragen, die die Entwicklung einer Klinik unmittelbar betreffen. 

Jeder KHA ist dabei an die Rahmenvorgaben und grundsätzlichen Entwicklungsziele, die für den Klinikverbund im GA verabschiedet wurden, gebunden. Er überwacht deren Einhaltung in seinem Verantwortungsbereich.

Darüber hinaus haben die KHAe  - soweit erforderlich - die Beschlüsse vor allem des GA vorzubereiten, indem sie die zugrunde liegenden Sachverhalte aus klinikspezifischer Perspektive vorberaten. Die Krankenhausausschüsse arbeiten mit den anderen Akteuren der Region an der regionalen gemeindepsychiatrischen Vernetzung und Weiterentwicklung der Versorgung zusammen. 
IV.
Auswirkungen auf Zuständigkeiten der politischen Gremienstruktur

Die Umsetzung der Änderungen hat Auswirkungen auf die Zuständigkeiten der verschiedenen politischen Gremien, die Entscheidungen für die LVR-Kliniken treffen. Es sind dies folgende Gremien: 

· Landschaftsversammlung

· Landschaftsausschuss

· Finanzausschuss

· Gesundheitsausschuss

· Krankenhausausschuss/Krankenhausausschüsse, einschließlich der jeweiligen Betriebsausschussfunktionen

· Personalausschuss

· Bauausschuss

· Umweltausschuss

· Vergabeausschuss

Deren wesentliche aktuelle und zukünftige Zuständigkeiten sind im nachfolgenden 2. Teil dieser Vorlage synoptisch dargestellt. 



